
 
 

 

 

VERWALTUNGSGERICHT FRANKFURT (ODER) 

BESCHLUSS 

VG 1 L 597/25.A 

In dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren 

der Frau , Erstaufnahmeeinrichtung Eisenhüttenstadt, 
Poststraße 72, 15890 Eisenhüttenstadt, 

Antragstellerin, 

bevollmächtigt:  Rechtsanwalt Stefan Gräbner, Kantstraße 154 A, 
10623 Berlin, Az.: GrÖR 3461/25, 

g e g e n  

die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundesministerium des Innern, 
dieses vertreten durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Außenstelle Ei-
senhüttenstadt, Georg-Quincke-Straße 1, 15236 Frankfurt (Oder), Az.: 10801243-
262, 

Antragsgegnerin, 

wegen: Dublin-Verfahren 

hat die 1. Kammer des Verwaltungsgerichts Frankfurt (Oder) 
 

am 2. Oktober 2025 
 

durch 
die Richterin am Verwaltungsgericht Dr. Andresen 
als Einzelrichterin 
 
beschlossen:  
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Die aufschiebende Wirkung der Klage (VG 1 K 1787/25.A) gegen die in Ziffer 3 
des Bescheides des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge vom 22. Juli 
2025 enthaltene Abschiebungsanordnung wird angeordnet. 

Die Antragsgegnerin trägt die Kosten des gerichtskostenfreien Verfahrens. 

 
 

Gründe: 
 

Der sinngemäße Antrag der Antragstellerin, 

 
die aufschiebende Wirkung ihrer am 29. Juli 2025 erhobenen Klage VG 1 K 1787/25.A 
gegen die Abschiebungsanordnung der Ziffer 3 des Bescheides des Bundesamtes für 
Migration und Flüchtlinge vom 22. Juli 2025 anzuordnen, 
 
hat Erfolg. 

 

I. Der Eilantrag ist statthaft (§ 75 Abs. 1 AsylG i. V. m. § 80 Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 VwGO) 

und auch im Übrigen zulässig. Die Antragstellerin hat insbesondere die Frist von einer 

Woche (§ 34a Abs. 2 Satz 1 AsylG) nach der am 25. Juli 2025 erfolgten Zustellung 

gewahrt. 

 

Der Antrag ist auch begründet, weil zum nach § 77 Abs. 1 Satz 1 2. Hs. AsylG maß-

geblichen Zeitpunkt ernstliche Rechtmäßigkeitszweifel bezüglich des angegriffenen 

Bescheides bestehen. 

 

Das Gericht ordnet nach § 80 Abs. 5 Satz 1 Var. 1 VwGO auf Antrag die aufschiebende 

Wirkung einer Klage an, wenn das Interesse des Antragstellers, von aufenthaltsbeen-

denden Maßnahmen bis zum Abschluss des Klageverfahrens verschont zu bleiben, 

das öffentliche Vollziehungsinteresse überwiegt. Dies richtet sich maßgeblich nach 

den Erfolgsaussichten in der Hauptsache. 

 

Im vorliegenden Fall bestehen ernstliche Zweifel an der materiellen Rechtmäßigkeit 

der Abschiebungsanordnung. 

 

Die Abschiebungsanordnung beruht auf § 34a Abs. 1 Satz 1 AsylG. Nach dieser Vor-

schrift i. V. m. § 29 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a AsylG ordnet das Bundesamt für Migration 

und Flüchtlinge (Bundesamt) die Abschiebung u. a. dann an, wenn ein Ausländer in 

einen anderen Staat abgeschoben werden soll, der aufgrund der Verordnung (EU) 
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Nr. 604/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 (Dublin-

III-Verordnung) für die Durchführung des Asylverfahrens zuständig ist. 

 

Zwar mag Italien grundsätzlich für die Durchführung des Asylverfahrens der Antrag-

stellerin zuständig gewesen sein (1.). Es steht aber nicht fest, dass die Abschiebung 

durchgeführt werden kann (2.). 

 

1. Italien war für das Verfahren zuständig. Die Zuständigkeit Italiens beruht vorliegend 

auf der Ausstellung eines Visums (vgl. Art. 12 Abs. 4 Dublin-III-VO). Auf das Übernah-

meersuchen des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (Bundesamt) reagierten 

die italienischen Behörden nicht fristgerecht, sodass die Zuständigkeit nach zwei Mo-

naten auf Italien übergegangen ist (vgl. Art. 22 Abs. 7 Dublin-III-VO). 

 

2. Es steht allerdings nicht fest, dass die Abschiebung durchgeführt werden kann. 

Rechtliche Grundlage für die Abschiebungsanordnung ist § 34a Abs. 1 Satz 1 AsylG. 

Danach ordnet das Bundesamt, wenn ein Ausländer in einen für die Durchführung des 

Asylverfahrens zuständigen Staat (§ 29 Abs. 1 Nr. 1 AsylG) abgeschoben werden soll, 

die Abschiebung in diesen Staat an, sobald feststeht, dass sie durchgeführt werden 

kann. Dies hängt von der Aufnahmebereitschaft des jeweiligen Rückführungsstaates 

(hier Italien) ab, welche abschließend positiv feststehen muss (vgl. BVerwG, Urteil vom 

27. April 2016 – BVerwG 1 C 24.15 – juris Rn. 20). Die Verfügung einer Abschiebungs-

anordnung ist dann nicht zulässig, wenn dem Bundesamt zum Zeitpunkt des Erlasses 

des Bescheides bereits Erkenntnisse vorliegen, die konkrete Zweifel an der Möglich-

keit einer Überstellung begründen. Dies ergibt sich neben dem Wortlaut der Vorschrift 

auch in systematischer Hinsicht daraus, dass der Gesetzgeber das Bundesamt in 

§ 34a Abs. 1 Satz 4 AsylG für den Fall, dass die Möglichkeit der Überstellung im maß-

geblichen Zeitpunkt nicht feststehen sollte, zum Erlass einer Abschiebungsandrohung 

verpflichtet hat (vgl. BT-Drs. 18/8829, Seite 25; VG Gera, Urteil vom 12. Dezember 

2024 – 6 K 1178/24 Ge – juris Rn. 28). 

 

Vor diesem Hintergrund steht im Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung nicht fest, 

dass die Abschiebung der Antragstellerin nach Italien durchgeführt werden kann. Es 

bestehen erhebliche Zweifel an der tatsächlichen Möglichkeit, die Antragstellerin nach 

Italien zu überstellen bzw. an der Aufnahmebereitschaft Italiens. 
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Insbesondere aufgrund der Rundschreiben der italienischen Behörden vom 5. und 

7. Dezember 2022 an die Dublin-Einheiten der übrigen Mitgliedstaaten sind Zweifel an 

der Möglichkeit einer Überstellung der Antragstellerin nach Italien begründet. Italien 

hat darin einen Aufnahmestopp in Bezug auf Dublin-Rückkehrende erklärt, weil es 

keine Plätze im Aufnahmesystem gebe (Mitteilungen der italienischen Dublin-Einheit 

vom 5. und 7. Dezember 2022; BFA, Länderinformation der Staatendokumentation: 

Italien, 27. Juli 2023, Seite 5; vgl. auch aida, Country Report Italy vom 1. Juli 2025, 

2024 Update, S. 92). 

 

Nach ihrem Wortlaut sind diese Schreiben nicht als bloße Anfragen oder unverbindli-

che Bitten der italienischen Behörden um ein Absehen von Überstellungen, sondern 

als klare Weigerung einer (Wieder-)Aufnahme von Dublin-Rückkehrenden zu verste-

hen (vgl. VG Berlin, Beschluss vom 10. Januar 2025 – 4 L 894/24.A – juris Rn. 26). 

 

Die durch die Rundschreiben vom 5. und 7. Dezember 2022 begründeten Zweifel an 

der Möglichkeit der Überstellung der Antragstellerin werden weder durch die den 

Schreiben selbst zu entnehmende Vorläufigkeit der Weigerung („temporarily sus-

pend“) noch dadurch widerlegt, dass seitdem einige Zeit vergangen ist. Da die italieni-

schen Behörden in ihren Schreiben kein Enddatum für die Aussetzung angegeben 

haben und den Schreiben auch im Übrigen keine Anhaltspunkte für die beabsichtigte 

Dauer der Aussetzung zu entnehmen sind, begründeten die Schreiben bereits unmit-

telbar nach ihrer Veröffentlichung durchgreifende Zweifel an der Möglichkeit einer 

Überstellung von Dublin-Rückkehrenden nach Italien (vgl. VG Berlin, Beschluss vom 

10. Januar 2025 – 4 L 894/24.A – juris Rn. 28). Seit Abgabe der Erklärung haben auch 

faktisch allenfalls vereinzelte Rückübernahmen stattgefunden, die nichts daran än-

dern, dass weder zum maßgeblichen Zeitpunkt der Entscheidung noch in absehbarer 

Zeit eine Überstellung faktisch möglich erscheint (vgl. VG Gelsenkirchen, Urteil vom 

4. August 2025 – 1a K 3314/23.A – juris Rn. 86 ff. unter Verweis auf Zahlen des Bun-

desamtes). 

 

Unerheblich ist schließlich, dass nicht ausgeschlossen werden kann, dass Italien die 

Durchführung eingehender Überstellungen im Rahmen des Dublin-Systems wieder 

aufnehmen wird. Denn die bloße Möglichkeit, dass – zu einem weiterhin völlig unbe-

kannten Zeitpunkt – eine Wiederaufnahme der Überstellungspraxis diskutiert wird, ist 

in Anwendung des Maßstabs des § 34a Abs. 1 Satz 1 AsylG, wonach zum Zeitpunkt 
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der gerichtlichen Entscheidung im dargestellten Sinne „feststehen“ muss, dass die 

Überstellung möglich ist, ohne Bedeutung. Es ist im maßgeblichen Prognosezeitraum 

für das Bestehen einer überwiegenden Wahrscheinlichkeit der Überstellung – nämlich 

der Zeitraum der Überstellungsfrist nach Art. 29 Abs. 2 Dublin III-VO – nicht erkennbar, 

dass diese tatsächlich möglich ist oder sein wird (vgl. VG Gera, Urteil vom 12. Dezem-

ber 2024 – 6 K 1178/24 Ge – juris Rn. 39). 

 

3. Auf die Frage, ob Dublin-Rückkehrenden in Italien erniedrigende oder unmenschli-

che Lebensbedingungen, die eine Verletzung ihrer Rechte aus Art. 4 der EU-Grund-

rechtecharta zur Folge haben könnte, drohen (verneinend für anerkannte Flüchtlinge 

BVerwG, Urteil vom 21. November 2024 – BVerwG 1 C 23.23 – juris), kommt es folg-

lich nicht an. 

 

II. Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO. Gerichtskosten werden 

nicht erhoben, § 83b AsylG. 

 

 

Der Beschluss ist unanfechtbar, § 80 AsylG. 
 
 
 
 
 Dr. Andresen 




